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Die Bereitstellung von Flächen ist eine wesentliche Maßnahmengruppe zur 
Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie in Hessen (siehe Maßnahmenprogramm 
2015-2021 S. 57 f). Hierzu gehören die Maßnahmenarten 
„Gewässerrandstreifen“, „Entwicklungskorridor“ und „Auenflächen“.

Für die einzelnen Gewässer bzw. Wasserkörper finden sich die entsprechenden 
Maßnahmen, die noch umzusetzen sind, in den Maßnahmensteckbriefen (Anhang 
9). In Anhang 8 sind die Maßnahmen nach Kommunen sortiert enthalten. Der 
Stand der Maßnahmenumsetzung wird in der nicht-öffentlichen Datenbank FIS 
MaPro durch die Wasserbehörden erfasst.
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Wasserhaushaltsgesetz (WHG)

§ 38 Gewässerrandstreifen

(1) Gewässerrandstreifen dienen der Erhaltung und Verbesserung der 
ökologischen Funktionen oberirdischer Gewässer, …

(2) Der Gewässerrandstreifen umfasst das Ufer und den Bereich, der an das 
Gewässer landseits der Linie des Mittelwasserstandes angrenzt. Der 
Gewässerrandstreifen bemisst sich ab der Linie des Mittelwasserstandes, bei 
Gewässern mit ausgeprägter Böschungsoberkante ab der 
Böschungsoberkante.

(3) Der Gewässerrandstreifen ist im Außenbereich fünf Meter breit. Die 
zuständige Behörde kann für Gewässer oder Gewässerabschnitte …

2. Im Außenbereich die Breite des Gewässerrandstreifens abweichend 
von Satz 1 festsetzen, …

Die Länder können von den Sätzen 1 und 2 abweichende Regelungen treffen.

(1) Eigentümer und Nutzungsberechtigte sollen Gewässerrandstreifen im 
Hinblick auf ihre Funktionen nach Abs. 1 erhalten. Im Gewässerrandstreifen 
ist verboten:

1. die Umwandlung von Grünland in Ackerland,

2. Das Entfernen von standortgerechten Bäumen und Sträuchern, … 
sowie das Neuanpflanzen von nicht standortgerechten Bäumen und 
Sträuchern, …
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§ 39 Abs. 1 Ziffer 2

(1) … Zur Gewässerunterhaltung gehören insbesondere …

2. die Erhaltung der Ufer, insbesondere durch Erhaltung und Neuanpflanzung einer 
standortgerechten Ufervegetation, sowie die Freihaltung des Ufers für den Wasserabfluss, 
…

§ 41

(1) Soweit es zur ordnungsgemäßen Unterhaltung eines Gewässers erforderlich ist, haben 
…

3. die Anlieger zu dulden, das die zur Unterhaltung verpflichtete Person die Ufer 
bepflanzt; …

Hessisches Wassergesetz (HWG)

§ 23 Gewässerrandstreifen

(1) Der Gewässerrandstreifen ist im Außenbereich zehn Meter und im Innenbereich … 
fünf Meter breit. Die Wasserbehörde kann durch Rechtsverordnung …

(2) Über § 38 Abs. 4 Satz 2 des WHG hinaus sind im Gewässerrandstreifen verboten: 

1. der Einsatz und die Lagerung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln, ausgenommen 
Wundverschlussmittel zur Baumpflege und Pflanzenschutzmittel zur Verhütung von 
Wildschäden, in einem Bereich von vier Metern; …

2. das Pflügen in einem Bereich von vier Metern ab dem 1. Januar 2022; …

3. die Errichtung oder die wesentliche Änderung von baulichen und sonstigen Anlagen, 
soweit sie nicht standortgebunden oder wasserwirtschaftlich erforderlich sind,

4. die Ausweisung von Baugebieten durch Bauleitpläne oder sonstige Satzung nach dem 
Baugesetzbuch, ausgenommen Bauleitpläne für Häfen und Werften.

(3) …
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HWG § 23 Abs. 1 Satz 2 (Fassung vom 5. Juni 2018 – gegenüber der alten 
Fassung um Innenbereich ergänzt)

„Die Wasserbehörde kann durch Rechtsverordnung, soweit der Innenbereich 
betroffen ist im Einvernehmen mit der Gemeinde, die Breite des 
Gewässerrandstreifens einzelner Gewässer insgesamt oder für bestimmte 
Abschnitte abweichend von Satz 1 festgelegen, soweit dies zur Sicherung des 
Wasserabflusses oder zur Erhaltung und Verbesserung der ökologischen 
Funktionen der Gewässer erforderlich oder ausreichend ist.“

Grundsätze für eine naturnahe Entwicklung und Gestaltung von Fließgewässern 
(Anlage 1 der Richtlinie vom 25. August 2008)

2 Leitbild

… Möglichkeit zur spontanen Verlagerung, unter Umständen zu einer Schlingen-
oder Mäanderbildung, gegebenenfalls innerhalb eines festgesetzten 
„Entwicklungskorridors“ …

* Das HMWEVL bereitet derzeit eine Änderung der Anlage zur 
Planzeichenverordnung vor, in die „Gewässer“ als neues Planzeichen 
aufgenommen werden soll.
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Vorschläge der LAWA-Vollversammlung an die UMK zum 

Wasserhaushaltsgesetz (noch im Entwurfsstadium!!!)

…

„3. Regelungen zu den Gewässerrandstreifen im WHG erweitern

Von landwirtschaftlichen Nutzflächen besteht die Gefahr des diffusen 
Stoffeintrags in die Gewässer. So können Nährstoffe und Pflanzenschutzmittel 
unmittelbar in die Gewässer gespült werden. Bodenerosion führt ebenfalls zur 
Einspülung partikulär gebundener Nährstoffe in die Gewässer und führt dort 
außerdem über die Kolmation zur Verstopfung des Lücken-systems an der 
Gewässersohle. Im Zuge des Klimawandels hat die Beschattung durch Ufer-
gehölze zunehmend eine höhere Bedeutung für die Begrenzung des 
Temperaturanstiegs. Für die gewässertypischen Biozönosen ist der Austausch 
zwischen den Lebensräumen im Gewässer und seiner Aue bedeutsam. 

„Gewässerrandstreifen dienen der Erhaltung und Verbesserung der ökologischen 
Funktion oberirdischer Gewässer, der Wasserspeicherung, der Sicherung des 
Wasserabflusses sowie der Verminderung von Stoffeinträgen auf diffusen 
Quellen“ (§ 38, Abs. 1 WHG). In § 38 WHG werden Vorgaben u.a. zur Breite des 
Gewässerrandstreifens im Außenbereich gemacht, von denen die Länder aber 
abweichen können. Darüber hinaus sind dort Verbotsregelungen formuliert. Um 
die Wirksamkeit von Gewässerrandstreifen zu erhöhen, sollte der Einsatz von 
Dünge- und Pflanzenschutzmitteln bundesweit im Mindestabstand von fünf 
Metern zur Böschungsoberkante (§ 38 WHG) ausgeschlossen werden. (siehe 
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Kap. 4.5 des LAWA-Papiers („Grundwasserschutz als nationale Aufgabe – Weitergehende 
Schritte zur Reduktion der Nährstoffeinträge“).“

…

„8. Vorkaufsrecht für Grundstücke an Gewässern im Außenbereich etablieren

Für die strukturelle Entwicklung von Gewässern ist die Verfügbarkeit entsprechender 
Flächen essentiell. Hierzu bedarf es einer Regelung eines Vorkaufsrechts im WHG zu 
Gunsten der Ausbau- und Unterhaltungspflichtigen.“ 

Hessisches Wassergesetz

…

§ 23 Abs. 2

„Über § 38 Abs. 4 Satz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes hinaus sind im 
Gewässerrandstreifen verboten:

…

2. Das Pflügen in einem Bereich von vier Metern ab dem 1. Januar 2022; § 38 Abs. 2 Satz 
2 des Wasserhaushaltsgesetzes gilt entsprechend,“

…

§ 23 Abs. 6

„Einer Gemeinde, der nach § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 die Pflicht zur Unterhaltung 
oberirdischer Gewässer obliegt, steht beim Kauf von Grundstücken, auf denen sich ein 
Gewässerrandstreifen befindet, ein Vorkaufsrecht zu. …“ siehe nächste Folie

Wasserhaushaltsgesetz

§ 6 Allgemeine Grundsätze der Gewässerbewirtschaftung

(1) Die Gewässer sind nachhaltig zu bewirtschaften, insbesondere mit dem Ziel,

1. Die Funktions- und Leistungsfähigkeit als Bestandteil des Naturhaushaltes und 
als Lebensraum für Tiere und Pflanzen zu erhalten und zu verbessern, …

§ 39 Gewässerunterhaltung

Siehe auch Folie 6

(2) Die Gewässerunterhaltung muss sich an den Bewirtschaftungszielen … ausrichten und 
darf diese Ziele nicht gefährden. Sie muss den Anforderungen entsprechen, die im 
Maßnahmenprogramm … an die Gewässerunterhaltung gestellt sind. …
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Richtlinie zur Förderung von Maßnahmen zur Gewässerentwicklung und 

zum Hochwasserschutz 

5.10

Für den Erwerb von Grundstücken werden als Obergrenze zuwendungsfähige 
Ausgaben … in Höhe von 10 EUR/m² anerkannt. In fachlich besonders 
begründeten Einzelfällen können im Bereich Gewässerentwicklung höhere 
Ausgaben maximal bis zum doppelten Bodenrichtwert anerkannt werden.

6.1.3.1

Bei Gewässerentwicklungsmaßnahmen beschränkt sich die Förderung des 
Grunderwerbs auf Grundstücke oder Teilgrundstücke im Ufer und Auenbereich, 
soweit sie zur Erreichung der Ziele dieser Richtlinie sowie zur Wiederherstellung 
naturnaher Gewässer erforderlich sind. … Die Flächen 

sind nach den Entwicklungszielen des Genehmigungsbescheids der natürlichen 
Sukzession zu überlassen oder extensiv zu bewirtschaften.

6.1.3.4

Von der Antragstellerin oder vom Antragsteller eingebrachte Grundstücke werden 
in der Höhe ihres Wertes als Eigenmittel anerkannt. ...
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6.1.3.5

Zu Tauschzwecken können auch Grundstücke erworben werden, die nicht unmittelbar an 
ein Gewässer grenzen. …

6.1.3.6

Zur Verringerung der Nebenkosten beim Grunderwerb ist vorrangig die Möglichkeit eines 
Flurbereinigungsverfahrens zu nutzen.
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Flurbereinigungsgesetz

§ 103a

(2) Der freiwillige Landtausch kann auch aus Gründen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege durchgeführt werden.

§ 103b

(2) Die Vorschriften der Teilnehmergemeinschaft, über das 
Wertermittlungsverfahren, über die Grundsätze der Abfindung und über die 
vorläufige Besitzeinweisung sowie über die Vertreterbestellung gelten nicht.

§ 103e

Die Tauschgrundstücke sollen großzügig zusammengelegt werden. Nach 
Möglichkeit sollen ganze Flurstücke getauscht und wege- und gewässerbauliche 
sowie bodenverbessernde Maßnahmen vermieden werden. Ein Wege- und 
Gewässerplan mit landschaftspflegerischem Begleitplan wird nicht aufgestellt.

§ 103f

(1) An die Stelle des Flurbereinigungsplanes tritt der Tauschplan. … 
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Flurbereinigungsgesetz

§ 91 

Um die in der Flurbereinigung angestrebte Verbesserung … oder um notwendige 
Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu ermöglichen, kann 
in Gemarkungen, in denen die Anlage eine neuen Wegenetzes und größere 
wasserwirtschaftliche Maßnahmen zunächst nicht erforderlich sind, ein 
Zusammenlegung nach Maßgabe der folgenden Vorschriften stattfinden.

§ 93

… Für Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege kann sie auch 
eingeleitet werden, wenn die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständige 
Behörde sie beantragt und die Zusammenlegung zugleich dem Interesse der 
betroffenen Grundstückseigentümern dient.

§ 95

Die Bildung eines Vorstandes der Teilnehmergemeinschaft kann unterbleiben. …

§ 96

Die Ermittlung des Wertes der Grundstücke ist in einfacher Weise vorzunehmen. 
…

§ 97

Der zersplitterte Grundbesitz ist großzügig zusammenzulegen. Nach Möglichkeit 
sollen ganze Flurstücke getauscht werden.  …
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Ein Wege- und Gewässerplan mit landschaftspflegerischem Begleitplan wird nicht 
aufgestellt. … Wird die Zusammenlegung durchgeführt, um Maßnahmen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege durchzuführen, so sind die entsprechenden 
Maßnahmen im Zusammenlegungsplan darzustellen.

16



Flurbereinigungsgesetz

§ 86

(1) Ein vereinfachtes Flurbereinigungsverfahren kann eingeleitet werden, um

1. Maßnahmen … der naturnahen Entwicklung von Gewässern … zu 
ermöglichen oder auszuführen, …

(2) Für das Verfahren nach Abs. 1 gelten folgende Sondervorschriften:

2. Das vereinfachte Flurbereinigungsverfahren kann auch eingeleitet 
werden, wenn ein Träger von Maßnahmen nach Absatz 1 die 
Flurbereinigung beantragt.

§ 95

Die Bildung eines Vorstandes der Teilnehmergemeinschaft kann unterbleiben. …

§ 96

Die Ermittlung des Wertes eines Grundstückes ist in einfacher Weise 
vorzunehmen. …

§ 97 

Der zersplitterte Grundbesitz ist großzügig zusammenzulegen. Nach Möglichkeit 
sollen ganze Flurstücke ausgetauscht werden. … Eine Wege- und Gewässerplan 
mit landschaftspflegerischem Begleitplan wird nicht aufgestellt. …
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Hessische Landgesellschaft

Flächenvermittlung

„Was kann getan werden?

Meist treffen angrenzende Grundstücke senkrecht auf die Gewässerparzelle und 
man benötigt nur eine Teilfläche, um einen Gewässerrandstreifen entwickeln zu 
können. Um diesen Streifen dem Gewässer zu erschließen, gibt es eine Reihe von 
Möglichkeiten der Grundstückssicherung: Kauf, Tausch, Gestattung oder 
verschiedene Bodenordnungsverfahren in Kooperation mit den zuständigen 
Ämtern für Bodenmanagement. Je nach Verfahren können die Maßnahmen in 12 
– 24 Monaten abgeschlossen werden. …“

(Zitat Homepage HLG)

Bodenbevorratung:

Richtlinie zur Förderung der Bodenbevorratung für öffentliche, agrarstrukturelle 
und ökologische Zwecke in Hessen (StAnz. 2015 Nr. 53)

2.1 Mit der Bodenbevorratung für öffentliche, agrarstrukturelle und ökologische 
Zwecke ist die Hessische Landgesellschaft mbH Kassel (HLG) als 
gemeinnütziges Siedlungsunternehmen im Sinne des § 1 des 
Reichssiedlungsgesetzes (RSG) beauftragt.

…
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3.7 …

Im Bereich von Gewässern, die unter die Regelungen der EG-Wasserrahmenrichtlinie 
fallen, sind Flächenangebote für hinreichend bestimmte und förderfähige Projekte 
wahrzunehmen, wenn diese zur Schaffung eines angemessenen Entwicklungskorridors für 
das Gewässer oder zur Bereithaltung von Ersatz- und Austauschland im öffentlichen 
Interesse notwendig ist.

7. Bodenbevorratung im Auftrag kommunaler Gebietskörperschaften 

Ökopunkte der Ökoagentur

Als Ökoagentur des Landes Hessen führt die HLG Ökokonten in verschiedenen 
Naturräumen. Darüber hinaus können über zahlreiche Kooperationspartner Ökopunkte 
Dritter vermittelt werden. In einer aktuellen landesweiten Datenbank werden die 
angebotenen und in ein Ökokonto eingebuchten Maßnahmen verwaltet.
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Landeseigene Flächen am Gewässer

Landeseigene Flächen im Besitz der Domänenverwaltung (Landwirtschaft) oder 
des Forstes (forstfiskalische Grundstücke)
können den unterhaltungspflichtigen Kommunen als Maßnahmenträger zur 
Verfügung gestellt werden.

Darstellung im WRRL-Viewer: Hinweis auf Vortrag von Heiko Trier 

Der (neue) WRRL-Viewer: Darstellung von Flächen im öffentlichen Eigentum & 
Ermittlung von exakten Gewässerverläufen 
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